
 Kantonsrat  

Parlamentsdienste  

Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn  
Telefon 032 627 20 79  
Telefax 032 627 22 69  
pd@sk.so.ch  
www.parlament.so.ch 
 

A 0165/2017 (FD) 

Auftrag Markus Spielmann (FDP.Die Liberalen, Starrkirch-Wil): Baurechtszinsen 

steuerlich zum Abzug zulassen (06.09.2017)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, damit Bau-

rechtszinsen, namentlich bei selbst bewohntem Grundeigentum, steuerlich zum Abzug zuge-

lassen werden. 

 

Begründung 06.09.2017: schriftlich. 

 

Der Baurechtsvertrag ist nach wie vor ein beliebtes Instrument zur Finanzierung von Bauland. 

Gerade Gemeinden, Bürgergemeinden und öffentliche Einrichtungen vergeben nicht selten 

ihr Land im Baurecht. Der Baurechtsgeber hat seine Einnahmen aus einem Baurechtszins zu 

versteuern (§ 27 Abs. 1 lit. c StG SO). Für private Baurechtsnehmer hingegen sind bezahlte 

Baurechtszinsen steuerlich nicht abzugsfähige Schuldzinsen (Veranlagungshandbuch Solo-

thurn 2016, Kapitel II.11). Anders sieht es aus bei Unternehmen, welche Baurechtszinsen zu 

Recht als geschäftsmässig begründete Aufwendungen in Abzug bringen können, genauso 

wie Vermieter von Baurechtsliegenschaften. Somit trifft diese Steuerregelung vor allem die-

jenigen Baurechtsnehmer, welche die Baurechtsliegenschaft privat selbst bewohnen. Sie trifft 

damit im Wesentlichen die Familien. 

Wirtschaftlich betrachtet unterscheidet es sich für den Eigenheimbesitzer nicht, ob er sein 

Land über eine Bankhypothek finanziert und einen Hypothekarzins bezahlt oder ob er ein 

Baurecht nimmt und dem Grundeigentümer einen Baurechtszins leistet. In beiden Fällen be-

zahlen Eigenheimbesitzer einen Zins für das Kapital, welches im Boden investiert ist. Steuer-

lich unterscheiden sich die Finanzierungsarten jedoch, indem Hypothekarzinsen abgezogen 

werden können, Baurechtszinsen aber nicht. Auf der Einkommensseite wird sowohl beim 

Grundeigentümer wie beim Baurechtsnehmer von selbst bewohntem Wohneigentum ein 

Eigenmietwert aufgerechnet. Es findet somit eine Ungleichbehandlung statt. Die Ungleichbe-

handlung trifft nun nicht nur Baurechtsnehmer innerhalb der Kantonsgrenzen als Benachtei-

ligte gegenüber Grundeigentümern, es gibt auch interkantonale Unterschiede. Im Kanton 

Bern beispielsweise können Baurechtszinsen in der Steuererklärung vom Einkommen abgezo-

gen werden (Merkblatt Nr. 5 des Kantons Bern für NP ab 2016). Diese Benachteiligung von 

Privatpersonen, namentlich Familien, im Kanton Solothurn muss behoben werden. 
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